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Revidirten Entwurf eines Strafgesetzbuchs 

für den 

Norddentsehen Bund. 

Es giebt gegeliMrärag wisd^r für die deutschen Ju- 
risten, noch für das Rechtsleben der deutschen Nation 
einen zweiten Gegenstand von solcher Bedeutung und 
Dringlichkeit, wie das Schicksal des Entwurfes eines 
Strafgesetzbuchs, der in diesen Tagen dem Norddeutschen • 
Bundesrath vorgelegt worden ist und, wenn er des Letztem 
Zustimmung erlangen sollte, dem Norddeutschen Reichstag 
unterbreitet werden wird. Der freien fachmännischen 
Kritik war zur Prüfung und Begutachtung ursprünglich 
ein Zeitraum von kaum zwei Monaten gegönnt. Die Re- 
visionscommission, welche in drei Monaten ihre Aufgabe 
bewältigen zu müssen und zu können glaubte, bewilligte 
später eine Nachfrist. Mit der Ueberreichung des vom 
31. Decbr. 1869 datirten Revidirten Entwurfs an den 
Herrn Kanzler des Norddeutschen Bundes scheint die 
nichtoffizielle Mitwirkung der Sachverständigen für ab- 
geschlossen zu gelten. Denn der R. E. ist nicht in den 

Buchhandel gegeben, und, ausser den Bruchstücken, welche 

1* 
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Berliner Zeitungen in der Lage waren, zu veröffentlichen, 
ist die Mittheilung der neuen Redaction nur in ganz be- 
* sonderen Ausnahmsfällen erfolgt. Ich verdanke die Ein- 
sicht der Güte des hochverehrten Herrn Ordinarius der 
Leipziger Juristenfacultät. Ich hoffe, der Letztere wird 
selbst noch Zeit gewinnen, mit der Stimme, auf welche 
die ganze deutsche Juristenwelt zu hören gewöhnt ist, 
die Fehler an das Licht zu stellen, die dem ßev. Entw. 
geblieben oder in ihm neu hinzugekommen sind. Ich be- 
schränke mich hier auf die Besprechung einer bisher un- 
beachtet gebliebenen Richtung in der Wirkung dieses 
Gesetzgebungswerkes, und auf den Nachweis, dass eine 
der erheblichsten Aenderungen des Rev. Entwurfs nichts 
ist als eine ungenügende Abschlagszahlung auf voll be- 
rechtigte Forderungen. 



Art. 2 der Verfassung des Norddeutschen Bundes 
bestimmt: 

„Innerhalb dieses Bundesgebietes übt der Bund das Recht 
der Gesetzgebung . . . mit der Wirkung aus, dass die Bundes- 
gesetze den Landesgesetzen vorgehen. Die Bundesgesetze er- 
halten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von 
Bundes wegen . . ♦" 

Ich beabsichtige die Aufmerksamkeit hinzulenken auf 
die in diesem Rechtssatz enthaltene Bestimmung über 
das Verhältniss der Bundesgesetze zu den Verfassungs- 
gesetzen der Einzelstaaten. Es ist selbstverständlich, 
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dass bei CoUisionen der Bundesverfassung mit den Ver- 
fassungsgesetzen eines Einzelstaates die letzter'en ohne 
Weiteres ausser Wirksamkeit treten, sodass die Landes- 
gesetzgebung die Thatsache der Aufhebung nur etwa 
nachträglich zu bestätigen hat. Dieselbe Wirkung muss 
auch denjenigen Bundesgesetzen zugeschrieben werden, 
welche den ausgezeichneten Charakter von Verfassungsge- 
setzen nicht an sich tragen, sondern in gewöhnlicher 
Weise einen der gesetzgebenden Gewalt des Bundes über- 
lassenen Gegenstand behandeln; Die Richtigkeit dieser 
Behauptung bedarf kaum eines Beweises. Der Wortlaut 
der Bundesverfassung unterscheidet nicht zwischen Ver- 
fassungs- und anderen Gesetzen, weder auf Seiten des 
Bundes, noch auf Seiten der Einzelstaaten, Und wenn 
das, was der Verfassungsgesetzgebung der Einzelstaaten 
angehört, die Prärogative besässe der, möge mir der 
Ausdruck gestattet sein, einfachen Bundesgesetzgebung 
vorzugehen, so wäre damit an einem Punct eine Ueber- 
ordnung der Landesgesetzgebung über die Bundesgesetz- 
gebung aufgerichtet, welche dem Buchstaben und dem 
Geist der Bundesverfassung gleich entschieden wider- 
spräche. Ja, wenn die bestehenden Verfassungsgesetze 
der Einzelstaaten von der einfachen Gesetzgebung des 
Bundes nicht berührt würden, so hätte es jeder Einzel- 
staat in der Hand, die künftige Bundesgesetzgeburi^ da- 
durch lahm zu legen, dass er alle möglichen Festsetzun- 
gen vorsorglich in seine Verfassungsgesetze aufnähme und 
dadurch unantastbar machte. Denn die Verfassuogsge- 
setzgebung hat zwar einen sachlichen Mittelpunct, aber 
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ihre Grenzen sind sachlich nicht bestimmt; die gleiche 
Vorschrift kann in dem einen Land der Verfassungs-, in 
einem anderen Land der gewöhnlichen Gesetzgebung an- 
gehören. 

Es ist nicht ohne Interesse, angesichts dieses Gel- 
tungsverhältnisses zwischen Bundes- und Landes-Gesetzen, 
einen Blick auf diejenigen einzelstaatlichen Verfassungs- 
gesetze zu werfen, welche im Widerspruch stehen mit dem 
Rev. Entwurf eines Nordd. Strafgesetzbuchs und dem 
dazu gehörigen Einftihfungsgesetz. Was die formelle 
Stellung betrifft, welche die Vorlage gegenüber den Ver- 
fassungsgesetzen der einzelnen Bundesstaaten einnimmt, 
so ist zu unterscheiden zwischen dem Gesetzbuch selbst 
und dem Einführungsgesetz. Insoweit das Gesetzbuch 
Vorschriften enthält, mit denen Bestimmungen in Ver- 
fassungsgesetzen der Einzelstaaten im Widerspruch stehen, 
so verlieren die letzteren ihre Geltung in dem Augen- 
blick, in welchem das Bundesgesetz in Wirksamkeit tritt; 
§ 2 des Einfuhrungsgesetzes sagt dies zwar nicht, wie in 
der älteren Redaction, ausdrücklich; allein schon nach 
4rt. 2 der Bundesverfassung ist es zweifellos, dass kein 
Landesgesetz in Geltung bleibt, welches mit einem Bun- 
desgesetz in Widerspruch steht. Freilich wäre es an sich 
zulässig gewesen, gewisse, dem Verfassungsleben der Ein- 
zelstaaten angehörende strafrechtliche Bestimmungen 
neben dem Bundes - Strafgesetzbuch fortbestehen zu 
lassen. Es ist, glaube ich, sogar wahrscheinlich, dass die 
Verfasser der beiden Entwürfe einen solchen Vorbehalt 
aufgenommen haben würden, wenn sie die Tragweite 
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ihrer Vorlage nach dieser Richtung hin sich vergegen* 
wärtigt hätten. Jedoch weder der Entwurf des Gesetz- 
buchs selbst, noch der des Einfuhrungsgesetzes kennt eine 
solche Ausnahme. § 3 des Einfiihrungsgesetzes neuer 
Redaction: 

„In Kraft bleiben die besonderen Bundes- und Landes- 
Strafgesetze über Materien^ welche nicht Gegenstand des Straf- 
gesetzbuchs für den Korddeutschen Bund sind, namentlich die 
Vorschriften über strafbare Verletzungen der Presspolizei«-, 
Post-, Steuer-, Zoll-, Fischerei-, Jagd- und Feldpolizei-Gesetze, 
über Missbrauch des Vereins- und Versammlungsrechtes und 
über den Holzdiebstahl/' 

„Bis zum Erlasse eines Bundesgesetzes über den Konkurs 
bleiben femer diejenigen Strafvorschriften in Kraft, welche 
rücksichtlich des Konkurses in Landesgesetzen enthalten sind, 
insoweit dieselben sich auf Handlungen beziehen, über welche 
das Strafgesetzbuch für den Korddeutschen Bund nichts be- 
stimmt." 

zählt eine Anzahl von^Gegenständen auf, hinsichtlich de- 
ren die Landesstrafgesetze in Geltung bleiben sollen. 
Einzelne dieser Gegenstände sind wol auch hin und wie- 
der in, Landesverfassungsgesetzen berührt. Allein soweit 
der übrige Inhalt der letzteren mit dem Norddeutschen 
Strafgesetzbuch in Widerspruch steht, ist allein Art. 2 
der Bundesverf. massgebend. 

Anders ist das Verhaltniss hinsichtlich der im Ein- 
flihrungsgesetz selbstständig getroffenen Vorschriften. Hier 
kommt nicht eine unmittelbare Aufhebung der Landes- 
gesetze in Frage, sondern ist der Landesgesetzgebung 
nur die Pflicht zu selbsteigener Aenderung gewisser, ver- 
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fassungsmässiger Bestimmungen auferlegt. Ich meine 
den § 7; 

,yYom . . . ten ... 18 ... ab darf nur auf die im Strafge- 
setzbuche für den Norddeutschen Bund enthaltenen Strafarten 
erkannt werden.^^ 

Die Landesgesetzgebungen werden also noch vor die- 
sem Präclusivtermin derjenigen Strafarten sich entäussem 
müssen, welche dem Norddeutschen Strafgesetzbuch un- 
bekannt sind. Solcher Strafarten findet sich nun in der 
That eine Anzahl in den Verfassungsgesetzen der Nord- 
deutschen Einzelstaaten angedroht. 

Mehrfach ist in diesen Gesetzen Bestimmung getrof- 
fen über die Strafen, welche auf Ministeranklagen (durch 
die Landesvertretung) im Fall der Schuldigerklärung aus- 
gesprochen werden sollen. So bezeichnet die Sachs. 
Verf.-Urkunde in § 148 „ausdrückliche Missbilligung des 
Verfahrens" oder. „Entfernung vom Amt" als die einzig 
zulässigen Strafübel. Von diesen beiden Strafen lässt 
sich die erstere als eine mildere Form des Verweises be- 
trachten, einer Strafart, weichender Rev. Entw. in § 55 
unter 3 für besonders leichte Vergehens- und üebertre- 
tungsfälle zulässt, die von Personen über 12 aber unter 
18 Jahren mit der zur Erkenntniss der Strafbarkeit er- 
forderlichen Einsicht begangen worden sind. Diese Straf- 
art dürfte also von der Sächsischen Gesetzgebung beibe- 
halten werden, nicht aber die Strafe der einfachen „Ent- 
fernung vom Amt", welche in dem Entwurf nicht vor- 
kommt. Der Rev. Entwurf kennt nämlich nur dauernde 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter als Selbst- 
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folge der Zuchthausstrafe (§ 28), Aberkennung der bür- 
gerlichen Ehrenrechte, welche den dauernden Verlust der 
öffentlichen Aomter mit sich bringt (§ 29 u. 30), und Ab- 
erkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter auf die Dauer von 1 — 5 Jahren, welche ohne 
Weiteres den dauernden Verlust der bekleideten Aemter 
zur Folge hat (§ 32). Die Vorschrift in § 34 des Rev. 
Entwurfs: 

y,Be8ondere zur Zeit des Erlasses dieses Gesetzes beste- 
hende Vorschriften, welche den Verlust noch anderer als der 
in den §§ 30 u. 31 bezeichneten Ehrenrechte an die Verurthei- 
lang wegen einer strafbaren Handlang knüpfen, werden durch 
die Bestimmungen der §§ 28 — 33 nicht berührt.**' 
steht so wenig in Beziehung zu der Entfernung vom Amt 
wie § 150 der Sachs. Verfassungsurkunde von einer 
rechtlichen Unfähigkeit des Entfernten zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter zu verstehen ist. 

Dieselben Erwägungen werden nöthigeü zu Aender- 
ung von § 58 des Sachsen-Weimar-Eisen. Rev. 
Grundges. v. 1850, wo Dienstentlassung und Dienstent- 
setzung, von § 164 des Sachs. -Cob.-Goth. Staats- 
grundgesetzes von 1852, wo, ausser Verweis, Suspension, 
Entfernung vom Amt mit oder ohne Pension, mit oder 
ohne Vorbehalt der Wiederanstellung im Staatsdienst, 
und Dienstentsetzung, von Art. 205 des Oldenb. ßev. 
Staatsgrundgesetzes von 1852, wo Dienstentsetzung und 
Dienstentlassung angedroht sind. 

Nächstdem bestimmen einzelne Verfassungsgesetze 
Strafen gegen Richterbeamte, welche dem Rev. Entw. 
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gleichfalls unbekannt sind und daher verschwinden müs- 
sen. Ich meine hauptsächlich Art. 87 der Preussischen 
Verfassung von 1850^ wonach Richter durch Richter- 
spruch ihres Amtes entsetzt oder zeitweise enthoben wer* 
den können und wol auch ein Erkenntniss auf Strafver- 
setzung vorkommen kann. Auch § 91 des Schwarzb.- 
Sondersh. Landesgrundges. von 1857 gehört hierher, 
soweit dort von Straferkenntnissen auf Dienstentsetzung, 
Dienstentlassung, Zurückversetzung auf eine im Rang und 
Gehalt geringere Stelle die Rede ist. 

Verwandt mit den Strafdrohungen bei Ministerän- 
klagen, weil gleichfalls dem politischen Leben der Ein- 
zelstaaten angehörend, sind die in § 83 der Sachs. Ver- 
fassung für groben Missbrauch der Redefreiheit durch 
Kammermitglieder vorgesehenen Strafen: Widerruf, zeit- 
licher und gänzlicher Ausschluss aus der Kammer, nach 
Befinden verbunden mit dauernder Entziehung des pas- 
siven Wahlrechts. 

Soviel von der Wirksamkeit des Einführungsgesetzes. 
Dieselbe reicht über den Inhalt des Gesetzbuchs insofern 
hinaus, als das Einführungsgesetz sich nicht auf die 
Gegenstände beschränkt, welche im Gesetzbuch selbst 
behandelt sind, sondern bestimmt, dass die im Gesetz- 
buch angedrohten Strafen von einem zu bestimmenden 
Zeitpunct ab auch für alles nicht im Gesetzbuch be- 
drohte strafbare Unrecht die einzig statthaften, oder 
wenigstens die einzigen im Wege eines Straf erkenntnisses 
auszusprechenden Strafiibel sein sollen.*) 

*) Vergl. Heinz e, Staatsrecht!, und strafrechtl. Erörterungen 
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In dem engem Kreis der im Entwurf des Gesetz- 
buchs selbst geregelten Gegenstände wird die Wirksam- 
keit des Bundesgesetzes eine unmittelbare und augenblick- 
liche sein. 

Hierher gehören in erster Linie die landesverfas- 
sungsmässigen Bestimmungen über die Einwirkung der 
Verurtheilung wegen eines Verbrechens auf Wahlrecht 
und Wahlfähigkeit bei den Wahlen zur Landesvertre- 
tung. Denn diese Ehrenfolgen der Verbrechen sind ein 
Gegenstand, über den das Gesetzbuch Bestimmungen ent- 
hält, und diesen Bestimmungen kann daher so wenig 
durch die bisherige, wie durch die künftige Landesgesetz- 
gebung etwas zugefügt oder hinweg genommen werden. 
Die Bestimmungen in § 2 des Sachs. Ges. v. 1868, die 
Wahlen fiir den Landtag betr., wonach die Frage ent- 
scheidend ist, ob das Verbrechen nach allgemeinen Be- 
griffen für entehrend zu halten sei, in § 14 des S.-Mein. 
Grundgesetzes von 1829, wonach die Verurtheilung zu 
einer entehrenden Strafe das Kriterium geben soll, sind 
geradezu im Widerspruch mit den Vorschriften des Rev. 
Entw. über die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte. Neben § 31 des Rev. Entw.: 

„Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt 
femer die Unfähigkeit während der imUrtheile bestimmten Zeit 
1. 2. . . 

5. in öffentlichen Angelegenheiten zu stimmen^ zu wäh- 
len oder gewählt zu werden. . . .** 



zu dem amtlichen Entw. e. Strafgesetzbuchs für den Nordd. Bund, 
S. 16 f., 22 f. 
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in Verbindung mit den Voraussetzungen, an welche der 
ßev. Entwurf diese Aberkennung knüpft, können jene 
und ähnliche Bestimmungen der Landesverfassungsgesetze 
nicht fortbestehen. Das Gleiche gilt von § 88 des 
Sachs. -Altenb. Grundges. v. 1831 und Art. 73 des 
Grossh. Hess. Ges. v. 6. Sept. 1856, wonach Bestechun- 
gen u. dgl. bei Wahlhandlungen Wahlrecht und Wahl- 
fähigkeit jedenfalls entziehen, während dergleichen Hand- 
lungen nach § 106 und 107 des Rev. Entw. diese Folge 
nur facultativ nach sich ziehen. 

Die Landesverfassungsgesetze enthalten überhaupt 
mehrfach Bestimmungen, wie sie im allgemeinen Theil 
unserer Strafgesetzbücher vorkommen und daher, neben 
dem allgem. Theil .des Rev. Entw., und soweit sie mit 
demselben in Widerspruch stehen, nicht fortgelten kön- 
nen. Ich rechne hierher nicht den § 53 der Säch- 
sischen Verfassung, welcher der Confiscation ein noch 
etwas mehr beschränktes Gebiet zuweist, als § 38 des 
Rev. Entw., auch nicht § 47 des Sachs.-Altenb. 
Grundgesetzes, welcher verbietet, irgend einem neuen 
Gesetz rückwirkende Kraft beizulegen und dadurch mit 
der in § 2 des Rev. Entw. anerkannten rückwirkenden 
Kraft des milderen Strafgesetzes in Conflict geräth — 
denn es handelt sich hier wie dort blos um Normen für 
die Landesgesetzgebung. Aber Art. 43 des Oldenb. 
Rev. StGG., welcher die Todesstrafe für abgeschafift er- 
klärt, § 205 des Braun schw. N. LO., § 7 des Sachs.- 
Mein. Grundges. und § 95 des Sachs.- Altenb. Grund- 
gesetzes mit ihren von § 4 des Rev. Entw. gänzlich ver- 
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öchiedenen Bestimmungen über Bestrafung von Verbre- 
chen im Ausland, treten mit der Geltung des Nordd. 
Strafgesetzbuchs ebenso ausser Kraft wie etwa § 662 
des Sachs. -Weim. Rev» Grundgesetzes 

,,Jede Handlung eines Staatsdieners, welche in der Ab- 
sicht unternommen wird, um diese Verfassung heimlich zn 
untergraben, ist als Hocbverrath zu bestrafen." 

Denn der Rev. Entw. kennt nur einen Hocbverrath 
mit gewaltsamen Mitteln, und da der Hocbverrath einer 
der Gegenstände ist, über die er Bestimmungen enthält, 
so werden durch das Strafgesetzbuch alle Bestimmungen 
der Landesgesetzgebung über diesen Gegenstand ausser 
Geltung gesetzt. 

Eigenthümlich wird sich bei Verurtheilung eines Ade- 
ligen die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte in 
Bremen gestalten. Der Rev. Entw. kennt nicht mehr eine 
als Strafe eintretende Entziehung des Adels, sondern nur, 
was freilich in unlösbarem Widerspruch mit dem Wesen 
eines Geburtsstandes zu stehen scheint, als ein Stück der 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, die Unfähig- 
keit, während der im Urtheil bestimmten Zeit den Adel 
zu führen. Die Bremer Verfassung von 1854 bestimmt 
in § 17: „Der Staat erkennt bei seinen Genossen keinen 
Adel an." Diese Bestimmung wird begreiflich duröh das 
Nordd. Strafgesetzbuch nicht berührt. Aber was nicht 
- anerkannt wird, kann nicht aberkannt werden. Die Ent- 
ziehung der bürgerlichen Ehrenrechte, die gegen einen 
adeligen Bremenser von einem Gericht seines Heimaths- 
landes ausgesprochen wird^ hat daher in Beziehung auf 
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das Becht zu Führung des Adels keine Wirkung. Wird 
aber derselbe Mann ausserhalb Bremens processirt oder 
wird ein nichtbremenser Adeliger in Bremen abgeur- 
theilt, so wird ihm mit Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte zugleich das Becht zur Führung des Adels 
entzogen. 

Die meiste Aufmerksamkeit wird vielleicht auf sich 
ziehen das Verhältniss derjenigen Verfassungsbestim- 
mungen, welche für gewisse Aeusserungen der Landes- 
vertreter Straflosigkeit zusichern, ohne dass diese Aus- 
nahme von den allgemeinen Strafgesetzen im B. E. 
wiederholt wäre. Dem § 18 des Bev. Sachs. -Weim. 
Grundgesetzes lässt sich eine solche Deutung geben. 
Zweifellos ist, dass Art. 84^ der Preuss. Verf.: 

,,8ie (d. h. die Mitglieder beider Kammern) können für 
ihre Abstimmungen in der Kammer niemals, für ihre darin 
ausgesprochenen Meinungen nur innerhalb der Kammer auf 
den Grund der Geschäftsordnung (Art. 78) zur Rechenschaft 
gezogen werden.** . 

diesen Sinn hat, nur über die Tragweite ist Streit.*) 
Das aber halte ich für unbestreitbar, dass jede excep- 
tionelle Zusicherung einer Straffreiheit, welche Art. 84 
enthält, aufgehoben ist, sobald der B. E., wie er ist, Bun- 
desgesetz wird, und soweit die Strafdrohungen dieses 
Gesetzbuches reichen. Wenn beispielsweise Aufforderung 
zum Hochverrath, Beleidigung von Bundesfürsten oder 
deren Familienmitgliedern, Beleidigung und Verleumdung 



♦) Goltdammer. Arch. f. Preuss. Strafr. Bd. 11. 8. 82. Bd. 
XIV. S. 210 flf. Bd. XV. S. 617 ff. 
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von Privatpersonen in dem R. E. mit Strafe bedroht 
sind, wenn der R E. weiter die Fälle aufzählt, in wel- 
chen eine nach ihrer äussern Erscheinung strafbare 
Handlung doch wegen persönlicher Zustände des Ur- 
hebers u. s. w. nicht bestraft werden soll, so sind jene 
Thatbestände und diese Strafausschliessungs- oder Straf- 
aufhebungsgründe ohne Widerrede „Materien", über 
welche das Bundesgesetz Bestimmungen enthält, so kann 
also nicht die Bede davon sein, dass die bezüglichen 
Bestimmungen der Landesgesetzgebung neben dem Bun- 
desgesetz oder gegen dasselbe in Geltung blieben. 

Ich kann diese Erörterungen nicht schliessen, ohne 
einige Einwürfe zurückzuweisen, die ich voraussehe. 
Man wird sagen, es handle sich hier um Sätze des Staats- 
rechts, während das Nordd. StGB, lediglich das Gebiet 
des Strafrechts beherrschen solle und wolle. Allein dieser 
Einwand benutzt eine doctrinäre Unterscheidung von 
zweifelhafter Berechtigung zu practischen Folgerungen 
von zweifelloser Unhaltbarkeit. Strafrecht und Staats- 
recht sind nicht isoUrte Rechtsgebiete. Sondern soweit 
es sich um die Staatsverbrechen im weitesten Sinn han- 
delt, soll und muss das Strafrecht einen wichtigen Theil 
seiner Voraussetzungen und Grundlagen im Staatsrecht 
suchen, ähnlich wie der feste Rahmen eines Körpers 
der Form und Beschaffenheit des Kerns angepasst sein 
muss, um denselben vor Verletzungen zu wahren. Ins- 
besondere bedarf auch das innere Verfassungsleben der 
einzelnen Staaten einer Gewähr, welche die höchste und 
ernsteste mit Menscbenkräften herzustellende erst dann 
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wird, wenn sie mit Strafdrohungen ausgerüstet ist. End- 
lich hat man überall und immer dem Strafrecht eine 
ausgedehnte 'Rücld^ärkung auf die Rechtsfähigkeit der 
Staatsangehörigen im Yerfassungsleben des Staates zu- 
gestehen müssen. Sind hiermit die Grenzgebiete ange- 
deutet, auf denen Staatsrecht und Strafrecht einander 
die Hände reichen und deren mechanische Scheidung 
unthunlich ist, so- habe ich bei einer anderen Gelegen- 
heit den Nachweis unternommen, dass das ganze Gebiet 
des Strafrechts ununterschieden der Gesetzgebung des ' 
Bundes überantwortet ist.*) Soweit also die gesetz- 
geberische Action des Bundes auf diesem Feld irgend 
reicht, sei es in Aufstellen von Thatbeständen, sei es in 
mittelbarer oder unmittelbarer Bestimmung der anzu- 
wendenden oder ausgeschlossenen Straf übel oder Straf- 
folgen — treten die Bundesgesetze an die Stelle der 
Landesgesetze, sind die bundesgesetzlichen Vorschriften 
für die Landesgesetzgebung bindend. Die materiellen 
Sätze des jetzt geltenden Strafrechts werden durch das 
Bundesstrafgesetzbuch zwar nur in dem Umfang ver- 
drängt, den die Dispositionen des letzteren mit ihren 
positiven und negativen Functionen ausfüllen: Soweit 
jedoch § 7. des Einführungsgesetzes reicht, soweit ist 
das ganze Gebiet der Strafrechtsgesetzgebung, welches 
dem Bund überantwortet ist, ohne Ausnahme umfasst; 
dieser § 7. bezieht sich auf allen denkbaren Stoff einer 
strafenden Thätigkeit des Staates. 



*") Heinze, Erörterungen etc. 8. 1 ff. bes. S. 6 ff. 
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Eän /.weiter Einwlirf wird die Regel: Lea postericyr 
generalis rwn derogat priori spedali verwerthen, um die 
in den Landesverfassungen enthaltenen Ausnahmsbestim- 
mtingen aufrecht zu erhalten. Aber kann dieser Satä?, so-^ 
weit er richtig ist und hier einschlägt, im Verhältniss des 
Bandesrechte& zu dem Landesrecht überhaupt Anwen* 
duDg finden? Die Regel stützt sich theils, nämlich for- 
mell, auf die Voraussetzung einer stillschweigenden 
Wiederholürg der früher gemachten, nun aber über- 
gangenen Ausnahme, theils, nämlich materiell, auf die 
Erwägung, dass die ßestimmungsgründe des Gesetzge* 
bers bei Aufstellung des allgemeinen Grundsatzes häufig' 
einem anderen Vorstellungs- und Erfahrungskreis ange-^ 
hören, als die Rücksichten, von welchen sich der Oe-» 
setzgeber bei Regelung einzelner Fälle bestimmen lässt, 
und dass daher die Absicht des Gesetzgebers bei Auf-' 
Stellung einer neuen Regel oft nur gegen die alte Regele 
nicht gegen die Ausnahmen gerichtet ist. Allein überall 
liegt dabei die Voraussetzung unter, dass die gesetzge'-' 
bende Gewalt, von welcher die besonderen Fälle geregelt 
sind, dieselbe oder doch gleichberechtigt sei mit der ge- 
setzgebenden Gewalt, welche den neuen allgemeinen Grund- 
satz aufstellt. Ist hingegen die Gesetzgebung, von welchei" 
der neue allgemeine Grundsatz ausgesprochen wird, der 
gesetzgebenden Gewalt, von welcher die früheren Aus- 
nahmen herrührten, übergeordnet, so können die Aus- 
nahmen nicht fortbestehen, ohne von der ersteren aus- 
drücklich anerkannt zu werden. Denn jede Ausnahme- 
enthält einen theilweisen Widerspruch gegen die Regel j 
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hat die Landesgesafetgebung das Becht des Widerapruclis 
nicht, so ist es gleiohgiltig, zu welcher Zait dieser Wider- 
spruch erhoben ward. Ist die Landesgesetzgebung an 
die von der Bundesgesetzgebung aufgestellte Begel ge^ 
bunden, so können ohne Zweifel künftige Ausnahmen 
von dieser Begel nicht von der Landes-, sondern nur 
von der Bundesgesetzgebung ausgehen. Unmöglich darf 
den der Vergangenheit angehörenden Aeusserungen der 
Landesgesetzgebung eine stärkere Wirksamkeit beige^ 
messen werden, als den künftigen. An eine stillschweigende 
Wiederholung der landesgesetzlichen Ausnahmen durch 
die Bundesgesetzgebung aber kann schon darum nicht 
gedacht werden, weil man nur wiederholen kann, was 
man selbst bestuasmt u. s. w. hat. Dazu kommt, wie die 
Dinge im Norddeutschen Bund liegen, dass die fortdaiiernde 
Qeltung der landesgesetzlichen Ausnahmen neben den 
bundesgesetzlichen Begeln einen grossem oder kleinern 
Theil der alten Bechtsttngleichheit fortbestehen lassen 
würde — im entschiedenen Gegensatz zu der Aufgabe 
und Absicht der Bundesgesetzgebung, innerhalb der ihr 
überwiesenen Zweige der Gesetzgebung ein gleiches Becht 
für das ganze Gebiet des Norddeutschen Bundes zu 
schaffen. In jeder Beziehung anders wird daö Verhältniss 
des Nordd. StGB, zu Art. 30 der Verf. d. N. D. B. seiiu 

n. 

Eine der augenfälHgsten Abweichungen der neuen 
Bedaction des Entwurfs von der älteren betrifft die po- 
litischen Verbrechen gegen Norddeutsche Einzelstaaten. 
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Ich brauche den Ausdhick „polilische Verbrechen", weil 
eine andere passende Bez^hnnng fehlt Ick |$eb^ auch 
notott eine näbere Bedtimmnng d«i» UmfangeSy ihäfm UA 
die Gliedeniiq; äw einsdilagenden Bestittmtmgeii, eöy^t 
die §§, die als Paradigmen dienen, folgen lasse/ 

Der zweite Theil d^ R. E. handelt von den einzel* 
nen Verbrechen, Vergehen und Uebertret«iq^ uBct deren 
Bestrafung* 

Erster AlMclmltt (§ 78—91.) 
Hochrerrath und Landes terrAth. 

§ 78. (67 des urspr. R) 

W«r m «öteniimait nnsu BundeifüMtaii zu tedteiiy ge- 
fsaigmi zu Be]HD«&, hi Feiiidea OewilU ja liefern odev zur 
Begieruivg unlähig zu mniev, äoll mit dcüi Tede besttaft 
werdeir. 

§79. {%9,y 

Wer es unternimmt 

1) die Verfassung des Korddeuisohen Bundes oder 
eines Bundesstaats oder die in demselben bestehende Thron« 
folge gewaltsam zu ändern, 

2) das Gebiet des Ifeiddeutscheu Bundes ganz oder 
theilweise einem fremden Staate einzuverleiben oder einen 
Theil desselben vom Ganzen loszureissen, oder 

3) das Gebiet eines Bundesstaates ganz oder theilweise 
einem andern Bundesstaat gewaltsam einzaverleiben oder 
einen Thtil desselben tom ^hmzen loszureissen, 

wird wegen Hochvei^raths »St lebdSfsUtnglichem ZuohtbiJtfS 
bestraft t • « 
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§82, (71.) 

Die Strafvorsehriften des § 81 finden auch gegen Den- 
jenigen Anwendung, welcher 2ur Vorbeieitang eines Hocbver- 
laths entweder sieh mit einer auswärtigen Begierung einläsat 
oder ... 

§ 9Ö. (78.) 

Wer Torsitslich 

1) Staatsgeheimnisse... oder solche Urkunden, Acten* 
stücke oder I^aohrichten, von denen er weiss, dass ihre Ge- 
heimhaltung * einer anderen Begierung gegenüber für das 
Wohl des Norddeutschen Bundes oder eines Bundesstaates 
erforderlich ist, dieser Begierung mittheilt • . . oder 

2) zur Gefährdung der Bechte des Norddeutschen 
, Bundeji oder eines Bundesstaates im YerfafiltnisB -zu- einer 

undeien .Begierung die über solche Bechte sprechenden Ui> 
. kunden.oder Beweismittel yemiohtet, veilalscht oder unter- 
drückt, oder 

3) ein ihm von Seiten des Norddeutschen Bundes oder 
von einem Bundesstaate aufgetragenes Staatsgeschäft mit 
einer anderen Begierung zum Nachtheil Dessen führt, der 
ihm den Auftrag ertheilt hat, 

wird . . . 

Zweiter Alisclmltt. (§92-95.) 
Beleidigung des Landesberrn. 

§ 92. (80.) 

Wer einer ThätUohkeit gegen seinen Landesherm oder 
während eeipes Aajfenthaltes in einem Bundesstaate ein^r Thstr 
lichkeit gegen den Landesherrn dieses Staats sich scbuldi|; 
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Macäit, intd mit dem Tode,- hl minder schweren Kllen mit 
Znehthaus nicht unter fünf Jahren bestraft Sind mUdemde 
Iktistände vorhanden, so tritt Festangshaft nicht äbter fünf 
Jahren ein. 

■§94 (82.) • • 

Wer einer Thätlichkeit gegen ein Mitglied des landest 
herrlichen Hauses seines Staats oder gegen den Begenten seines 
-Staats oder während seines Aufenthaltes in einem Bundes- 
staate einer Thätlichkeit gegen ein Mitglied des landesherf- 
libhen Hauses diesem Staats . • .^sich schuldig madit, wird . . . 

Dritter Albschnltt. (§ 96—99.) 
Beleidigung von Bundesfürsten. 

r:.;v:::... . ; §96. (neu.) . ' :.:.:: :; 

Wer ausser dem Fall des § 92 sich einer Thätüchkeit ge- 
gen einen Bundeafürsten schuldig machte wird' mit Zuchthaus 
von zwei bis eu zehn Jahren bestraft. , ► ' . ' 

e:: .; : : §99. (neu.) * - • - ' .;j 

'^ * Wer «üsser dem Falle des § 95 ein Mitglied- eines hundes- 
^hiirstlich^n Hauses oder den Begenten eines BuildesstaätS' be- 
leidigt, wird . . • 

Vierter Hbsclmltt. <§ 100—102.) . /^ / 

.Feindliche Handlungen gegen befreundeter: 

Staaten. . . -, ., ,. ^ • 

i- §100. (840- -• -■''■- 

Sin ^orddeutscäfier, welcher im Inlande^oder Aüslftnd^, 
'ePder-ein Au^tKndietr $ welcher während »eine» Au^entSraltes • im 
^lölandÖ g^n-efecbntifibHt ^um Jfb'Ädctits'cÄen Bund--ge&)iieil- 
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^m^n Ji?p4ftafeerrw verübt häffc^^nch ^mßfm^4^^M1^9'M 
zu bestrafen sein würde, wird • . . 

Dieselbe Strafe tritt ei^i« -^fwn die Handlung gegen. einen 
f^i^n Sb^t p^fif 4f ^fi^ Lwdesl^jcri^ bfg^figefi w^^4^, «ofem 
19 41eis|ew Stjfl« pftqb r^röffeA^chte^i Staaj^yer^rjjg^i^ odj^ 
nf^<?h (^psg^gp d?p Jfprd^g^tßohc^ 3i»ndj» 4jmi (jUg^f^^itigl^^jit 

Soweit die Bestimmungen des R. £. Ich bin der 
Ansicht, da^^ ^iesj^befi wQ^ef' aij^^rücl^e^, was die Ver- 
fasser sagen wollten, npph mit einan4er in Ueberein- 
stimmung stehen, noch mit den Grundsätzen des Bundes- 
und des in Norddeutscihlasid geltenden Landesstaatsrechts 
in Emldang eu brk^en sind. 

1. Abschnitt il handelt von „Beleidigung des Lan- 
desherrn" ohne Weiteres. In diesem allgemeinen Aus- 
druck sind auch niclidinorddeutsche und nichtdeutsche 
J^ftpd^b^yrw wbesriffeft. ^^^mo atlgpmeMj irt 4v» Aus- 
4li:^swei9# m Tö?t 4wr §§ 912—95. Geh* man awriidk 
auf § 4, so ergiebt sich freilich, dass die Nc^rddeut^d^n 
Gerichte die von einem Nichtnorddeutschen im Ausland 
gegen einBn nichtnorddeutschen Landesherm verübte 
Beleidigung nicht zu strafen haben, aber es bleiben noch 
die zwei Fälle übrig, dass ein ^Nichtnorddeutscher- in 
Norddeutschland den I^uode^hovrii des betr. Bundesstaats 
qßer ßeinÄi eig^j^^n Land^t^l^Qrfn ^eidigi &q gewiss 
fieser l^t^ F^^ m<ä^ d^r gegmwi^rtigen Bedactiqn m- 
tw: § 92 fa^t, no vftbwpJ^einlicb i»t, daßs diese W^te 
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49Ü 19iati[>a8t£uids den AbfiicUen der V^asser eiitgdgeii 
läuft Doim § 100 ff. lassen erkennen, dass § 92 ff. 
auf Beleidigung Norddeutscher Landesherm beschränkt 
sein sollen, dass also § 92 zu aUgemein gefasst ist und 
etwas sagt) was or nicht sagen sollte. 

Aehnlich verhält es sich mit den .Worten im ISb* 
gang des § 92 ^^oder während seines Aufenthaltes in 
einem Bundesstaates wonach es den Anschdn gewinnen 
muss, als ob Thätlichkeit^a gegen des Thäters eigenen 
Landesherm ausserhalb eines Bundesstaats rerüBt sein 
müssten, um dem § unterstellt zu werden. Das „oder^ 
darf logisch und dürfte sprachlich nur mit ,,einem an- 
deren Landesherm'^ in Verbindung gebracht werden und 
hier wäre alsdann die nähere Bestimmung des Ortes zu- 
zufügen gewesen. 

2. Der B. E. unterscheidet, im Gegensatz zu dem ur- 
sprünglichen Entwurf, Beleidigungen derjenigen Nord- 
deutschen Landesherm, denen der Thäter als mbditUB 
perpeluus oder temporarius gegenübersteht, und deije- 
nigen Norddeutschen Landesherm, hinsichtiich welcher 
eisk solches Subjectionsyerhältniss nicht stattfindet; er 
lässt auch äusserlich diesen Unterschied möglichst her-* 
vortreten, indem er diese Thatbestände in zwei verschie- 
dene Abschnitte vertheilt. Li § 78 dagegen ist nach 
Form und Inhalt diese Unterscheidung völlig ignonrt, 
obgleich sie hier mindestens ebenso dringlich indicirt 
war wie im Falle der §§ 92 und 96. Man bat in § 78 den 
aken Entwurf beibehalten, ohne die Gonsequenven aus 
den in dar R^visionsiostanz bei Abschnitt 2 u. 3 b^ 
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bchloss^neü Aenderüngen zu ziehen. So kommt es^ dadl^ 
wer es blos unternimmt, einen ihm ganz fremden Bttn- 
desfürsten auf kurze Zeit gefangen zu nehmen, mit dem 
Tod bestraft werden muss, wer dagegen dem eigenen 
Landesherrn die schwerste Körperverletzung wirkKch 
^fügt, die nicht gerade unfähig zur Regierung macht, 
nur lebenslängliches Zuchthaus verwirkt. 

Nach § 79^ ist es Hochverrath, wenn Jemand 
das Gebiet eines Bundesstaates ganz oder theilweis einem 
andern Bundesstaat gewaltsam einzuverleiben unternimmt. 
Dem entsprechend wird man auch den § 90 dahin ver- 
stehen müssen, dass der sog. diplomatische Landesverratii 
zwischen einzelnen Bundesstaaten rechtlich möglich sein 
soll. Aber wie denkt man damit die Bestimmung de^ § 5 
zu vereinigen, dass „die Strafgesetze des NorddeütsoheÄ 
Bandes auf alle im Gebiet desselben begangenen straf- 
baren Handlungen Anwendung finden"? Danach ist 
Mmlich der auf Norddeutschem Gebiet gegen den Bun* 
desstaat A im Interesse des Bundesstaates B begang^nQ 
Landes- oder Hochverrath für alle Norddeutschen Ge- 
richte, also namentlich auch für die Gerichte des Bun- 
desstaates B und des Bundesstaates A das gleiche Ver- 
brechen. Die Gerichte des Staates B sollen gegen den 
Verbrecher ebenso einschreiten und dieselbe Strafe ver- 
hängen, wie die Gerichte von A oder einem dritten Bun- 
desstaat. Ist es erhört, dass ein Staat Strafgesetze er* 
lassen oder die Gerichte eines Staates Strafen erkannt 
haben wegen rein politischer Verbrechen, die alleilä M 
Gunsten dieses Staates begangen wordein? Glaubt J^ 
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iüiitiä'än Un^ftrti^iiscKe Jastiz in üolöbeni 'Falle?- Utifl 
wie, wenÄ der VerWöchei" nkht auf- «rigene. F^iast , «m- 
dern im Einyerständnisd mit dem Staat thätig f^^eMk 
wäre, dessen Interesse er rertrat? Soll das' GMeht' des 
Staates B^ zugleich ein vernichtendes Urtheil übei* ii^ 
eigene Regierung fallen? — Die §§92 --95, 9ß --W 
erkennen an, dass der Einzelne zu dem LandesheiYO, 
dem er dauernd oder zeitweilig unterthan ist, ii^ einem 
engeren und bedeutungsvolleren Pflichtverband steht als 
«a anderen BundesfUrsten. Trotzdem drofaenv§ 79 und 
90 dieselbe Strafe Dem, der fär sein engeres Yaieiiaad 
Angriffe auf einen anderen Bundesstaat unternimmt, wte 
Dem, der seinen Heimathsstaat verräth! 

3. Die Revision des Entwurfs ist \rotz der vorge- 
nommenen Aenäerungen weit davon entfernt gebUfifaedi 
die staatsrechtlidie Stellung der Norddeutschen Landes^ 
'h€frreii zum adäquaten strafr^echtlichen Ausdruck .'Ztt : 
bringen; Richtig iBt, dass, abweichend vom ersten Entwurl^ 
die Strafdrohung bei Beleidigung des Landesherfnu;s,*m 
Viel härter ii3t, als bei Beleidigung emes Bündesfdrsten, 
der nicht Landesherr des Verbrecbers istJ Allein diei^ 
landesherrliche Eigenschaft ist dem R. E. blos ein staraft 
erHöhetides Mbmtot, 'das zu der Eigenschaft des Y^ 
l^ten als Bundesfiir^ hinzutritt M. a. W. nach denl 
%stem des R. Entw. ist die Beleidigung des Lwdf^? 
faerrn nicht ein efe£c^m sui generis^ sondern die qtxalid 
fidrte Beleidigung eines Bundesfürsten. Dies ej?giebt siolf 
aus den Eingangsworten der §§06-99: „Wer ausa^/t 
dem Falle des § 92 eto/' Hiemach ist disr aUgem^iJlä 
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Segriff ^3^eidigiitig eines Bandesfibrtten^i das V«r^ 
^krachen w qaalifidrt , imva dieser Bwdesfiprst zugleiidi 
der IiMdeebenr des Verbredbers ist, es bleibt einfach, 
imm 4m ittcht der Fall ist Darauf weist auch der 
im UelmgM feetgehsltene Paralldismus der §§ 92—95 
Mit den §§ ^6-^99 bin« Ein, wenngleich nur ausser- 
liebes, aber unTerdä/chtiges Zeugniss liefert zudem § 4 
oster 2, dnr hinaichtlicb der im Ausland begangenen 
VerbiecheDi Yerfelgung im Inland zulässt, wenn 

fitin NorM^ntscher ... im Ausland eine hochysnäiheiisQhe 
mimt laudeBTenSttieriBohe Handlung gegen den Noiddeutsohen 
Sund oder «beu Bundesataat, eine Beleidigung g^gen einen 
BundeBifiraten oder #]|l KünsTerbiedien begangen haf 

Denn ohne Zweifel soll auch die Baleidigiung des Lan- 
deeherra» wenn im Ausland begangen, im Inland etraf* 
bar sein; dies ist al)er, da dieses Yerbreeben niobt be* 
sondere genannt ist, nur möglieh, sofern daeeelbe ale 
Unterart der Beleidigung eines Bundesfiireten betrach- 
tet wird« 

Der Unterschied zwischen dem ersten Entwurf und 
dem Beif. Entw. ist also, dass der erstere nur Bfmdes«^ 
ftursten, nidbt mehr Landesherren in Norddeutscbland 
kannte, wahrend dieser das besondere Recht der Landes- 
betven zwar anerkennt, aber nscbt ab etwas selbststan'^ 
dig und för sich bestehendes, sondern in einer Weise be- 
himdelt, als ob dasselbe ein Znsatz zu der bundesförst^ 
Heben Sigenscjiäft wäre. £s ist leicht naehstiweisen, dasQ 
iwse Auffassung' und Yerwerthnng des Unterthanenver^- 
hiUtaisies fast ebenso weit wie der erste Entwurf davon 



Digitized by 



Google 



- 8? - 
fisttlerpt ist, ein w^il^^tgtr^ueB 3ild 4^8 In/^tiisph w4 

% die Pflichten d§ii ws^tew J^d^w^^wif e» tot* 
(Ue biw^epiufr^tlipbe £;^eiu^<^haft aeiu^ l<w4e^bemi w^ 
eudliob weit wrück ueben der l^m^esberrliioben QM^iJjitp. 
Der Säphwacbe, Prei^t^i&cbe n. s^ v;. ^Ät^rÖj^ii wdj^ 
ipebr al^ ^p^derbar &^eA, wx>llte i^aQ pbp eiip^i^^j^it^: 
^ Gruij4»töck des Verbältw^eg, ii; wloliiepi er mm- 
jffffsf^ Köwig stehe, ^ei, d^s derselbe Swde^ßir^Ji ^. 
P^U kQpm^ ^w ui)4 dieser lohalt wef^de df^mrf^ uck^ 
^twa» berfiphept oder v^rlü^t, dass di^/siep B^^dfl^^?^ 
ZQgl^^pb 9Wi La^^kdesfiirst sei» 

tSjtte pra^ttische Folge ist, d^^ps ^ Gw^fe^ j^iqs 
]^elsta^8 di^ßeleidjgung ei^^ fremden ,^4f;^stw 
härter «tr^lßp piÜLSseB, ^Is 4ie de* eigenen hßißßin^^mi 
^n^ i^^U<^ je^^er, awcht pjber dieser m^iok t4"jdfifr 
bfirr de» JBel^digten w^. 

D^ JtWß ^,HochYeri?ath" 19* WPMWW^^ wfe» ^ 
Tbjl^W Sip^ Person ^m kapp, d^f zp 4§|n b^t^^eji^gteii 
$^t ji^d .dessen RegiemngftiphftbiBfi^L i^ mim Tf^u- oder 
Üptp^t^r^h^enrerhätniss pichfd stph^ ppy J'ra^apse, d#r 
auf fiian^sischem Boden den Umsti^fir^ (}^r Ver^sfRog 
ciinee Norddeutschen St^te* vorbereitet, jigt i^ in hoh%g^ 
Q;rad strafbarer Feind, er ist nicht ^ Yerrü^l^^, .|n 
diesem Pimet folg^ 4f^ Rev. £)ntwui:f eiper zwi^ fehl^«?- 
b#en, ^ber ni(^t selbiitgeschaffenen jllfomenehiutpf . p^ 
gfl^n mif»aphtet er nach einer sa^^m l^i^i'^mg 4nß 
im b^hexigen Beeht festgehaltene Gre^zl^e. {lpphy;err 
ratb k^a^n nach der bjUherigen Au%ssung i^^ hßim^f^ 
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Werden gegto den Staat, dessen Gerichte die strafreclit^ 
kiche Yerfbigang m die Hand nehmen. Nur Eine Aus- 
iiaÜmie findet statt, dass nämlich ehedem die gegen den 
Deutschen, jetzt die gegen den Norddeutschen Bund ge- 
richteten feindseligen Unternehmungen gleichfalls al6 
hbchverratherische bestraft wurden resp. werden. IMese 
Ausnahme ist durch das bestehende staatsrechtliche Yer- 
hiätniss des Bundes zu den Einzelstaaten gerechtfertigt- 
Alleiti der Her. Entw. erweitert den Begriflf dei^estalt, 
dass jede Hancßung, die nach der bisherigen Auffassung 
irgend ein Norddeutscher Staat als Hoch- oder Landeä- 
yerrath anzusehen gehabt hätte, in allen Norddeutschen 
Einzelstaaten für Hoch- resp. Landesverrath gelten soll; 
er schafft einen Hochverrath gegen einen Staat resp. 
Fürsten, dem nicht einmal das urtheilende Gericht ange^ 
hart resp. unterthan ist. Den inneren Rechtsgrund für 
diese Neubildung glaubt der Rev. Entw. der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes entnehmen zu können. Aber 
« übersieht dabei, dass die Stellung der Bundesfdrsten 
im Bund ganz eine andere ist, als die Stellung des Lan- 
desfUrsten in seinem Land. Innerhalb seines Landes 
füllt der Landesfürst seinen Rechtskreis ganz und alleiti 
aus. In der Bundesverfassung ist nur und in viel be- 
schränkterem umfang die Stellung des Königs von 
Preussen als Bundespräsident und Bundesfeldherr eine 
elitsprechende. In allen übrigen Stücken ist die Wirk. 
Bamkeit der sämmtlichen Bundesfürsten und Bundesr^e- 
Tungen der Art, das6 der einzelne dem Gesetz <ier Ma- 
jorität unterworfen ist. Die Verpflichtung der ÄfinoritSt 
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durch die Beschlässe der Majorität gehört zu den wi<^ 
tigsten und eigenthümlichsten Grundlagen des gesammteo 
Bundesverhältnisses. Damit ist so deutlich wi^ möglich 
anerkannt, dass der Bund als Gesammtheit nicht iden^ 
tisch ist mit der Gesammtheit seiner GUeder, jedes ein- 
zeln genommen, sondern dass diese Gesammtheit^ der 
Bund als juristische Person, über den Einzelnen steht 
Der Kev. Entw. fehlt, indem er die Verrathsverbrecben 
gegen jeden einzelnen Bundesfürsten ebenso hart bedroht 
wie dieselben Verbrechen gegen den Bund selbst» d. )u 
die Bundesfürsten, jeden einzeln genommen,, mit dei^ 
Bund identificirt. Wie irrig diese Voraussetzung , ist^ 
möge daraus erhellen, dass selbst die Bundesbes^mten 
nicht in einem persönlichen Treuverhältniss zu den ^iiir 
zelnen Bundesfürsten, sondern nur zu dem Bund als 0% 
sammtheit und zu dem König yon Preussen, . als BundeB- 
präsidenten resp, Bundesfeldherrn stehen. 

Der ßev. Entw. irrt auch insofern, als er vopaus^- 
setzt, der Norddeutsche Einzelstaat gehe ganz auf in sei^ 
ner Zugehörigkeit zum Norddeutschen Bund und es entr 
halte also jeder Angriff auf einen Bundesstaat einen 
Angriff auf den Bund selbst Dabei ist nämlich unber 
achtet gelassen, dass ein grosser Theil des einzel^t^aj^- 
lichen. Staatslebens in directer Beziehung zu dem Bupjd 
gar nicht steht, so dass Verletzungen, die den Einzelstart 
an dieser Stelle treffen, fär Verfassung und Bestand dep 
Bundes gleichgiltig sind* Die Verfassung eines Einz^L- 
staates kann umgestürzt werden, ohne dass das.Jßiuide^- 
recht dadurch verletzt wird. Das Norddeuteelfi?.. Sti^^ 
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gesötzbuch wird in «einem Recht sein, wenn es ein 
solches Unternehmen mit schwerer Strafe bedroht; es 
irfirde über das Ziel hinaasschiessen, wenn es durch 
€Heich}reit der Strafen ein solches Staatsverbrechen dem 
g^en den Bund selbst gerichteten Verbrechen voilstSn- 
(ffig gleichsteht. Der Rey. Entw. erkennt selbst diese 
d^ststandigkeit der Einzdstaaten neben dem Bund 
Itaittelbar dadurch an, dass er Hochverrath und Landes« 
verraHt zu Gunsten eines Bundesstaates gegen einen an- 
dtem fär rechtlich möglich erklärt. Thatbestände, die 
tfndenkbar wSren, wenn die Existenz der Einzelstaaten 
in deren bundescftaaflicher Eigenschaft völlig aufginge. 
Oben wurde der innere Widerspruch dargelegt, der 
darin liegt, dass Hochverrath und Landesverrath in 
gleicher Weise behandelt werden, wenn sie von einem 
Ünterfhan des begünstigten, wie wenn sie von einem 
Unterthan des gefährdeten Einzelstaates ausgehen. Hier 
möge zum Schluss darauf aufmerksam gemacht werdeni, 
dass der Rev. Entw. dem Thatbestand des sog. diploma- 
tischen Landesverrathes ein staatsrechtMcW Yerhättniss 
zu Grunde legt, das überhaupt nicht exiötirt. Zwar läu- 
tet § 90 im Eingang ganizi allgemein: „Wer u. s. w." 
ABein aus § 4 Abs. 1 u. 2 ergiebt sich, dass Subject des 
Yerbr^hens nur ein Norddeutscher sein kann, der ir- 
gendwo, oder ein Ausländer, der in Norddeutschland ver- 
bricht. Denn Abs. 1, der von Verbrechen der Ausländer 
im Ausland handelt, spricht nicht, wie ^er die Verbrechän 
der Norddeutschen im Ausland betreffende Abs. 2 von 
höähveträäkerischen und landesverrätherischen 
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Handlungen, sondern nur von ^n erfiteren* Dei^ Ent- 
wurf setzt also zum Thatbestand oder doch ixa Staraf- 
barkeit des diplomatischen Landesverritthes dn dm^h 
Unterthanseigenschaft oder Gebietshoheit bedingtes staats- 
rechtliches Unterwerfungsverhältniss voraus. Es ist nüÄ 
sicher, dass jeder Angehörige einer Norddeutschen Mo- 
narchie überall, und jeder Ausländer, der in Norddeutsch^ 
land sich aufhält, in einem Subjectionsverhältnisd st^t 
zu der betr. Staatsregierung und zum Norddeutschen Bund. 
Allein ebenso sicher ist es, dass weder dieser noch 
jener in einem Unterthanenveiiiältniss steht zu deii dl 
anderen Staatsregierungen im Nordd. Bund 

So wenig ist der Revisionscommission der, von Haus 
aus auf eine einzige Gruppe der Staatsyerbrechen gegen 
die Einzelstaaten beschränkte. Versuch gelungen, den 
Entwurf in Einklang zu setzen mit dem in Norddeutsch- 
land geltenden Staatsrecht. Die Behandlung der Staats- 
verbrechen in ihrer Gesammtheit trifft daher so gut wie 
gänzlich ungemindert der Tadel, den ich in meinen ,3^ ör- 
terungen etc." S. 53 ff., 70 ff., 101 ff. begründet habe. 
Ich darf in diesem Misserfolg ein Zeugniss für die Rich- 
tigkeit der von mir vertretenen Anschauung erblicken,* 
dass das Norddeutsche Strafgesetzbuch wahres Rechts 
buch nur dann werden kann, westn diese Gebiete des 
strafrechtlichen Stoffes der Landesgesetzgebung überlassen 
werden. 
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^ I<^' w^de mich iHin zu der Veranlassung dieses 
Pco^amms. Der FürstUeb. Schwarzburgische Hofrath^ 
Steril Christian Friedrich Kees bat in seinem ani 
21. März 1837 errichteten Testament unserer Universität 
ein Kapital von 15000 Thalern vermacht, dessen Zinsei^ 
unter vier bis fünf juristische Docenten, welche eine 
otdeaxtUche Professur noch nicht erlangt haben, vertbeilt 
• werden solL In jedem Jahr soll, nach einer weiter ge- 
troffeinen Bestimmung) am Todestag des Stifters des; 
Letzteren Andenken durch einen der Percipienten gefeiert 
werden. Zu diesem Zweck wird 

Herr Professor Dr. Hermann Hoeck 
' Montag den 14. Februar d. J. Vormittag 
• 11 Uhr 

eine Bede: Quanti aestimanda sit regula servitu- 
tem in faciendo consistere non posse? in deni 
Auditorium Juridicum halten und dem Dank, welchen die 
Universität dem Stifter zollt, Ausdruck geben. 

Wir beehren uns, das Oberhaupt und die Mit- 
glieder der Universität, sowie alle Gönner uB,d 
Freunde derselben zu dieser Feierlichkeit hiermit 
ergebenst einzuladen, 

Leipzig, 7. Februar 1870. 
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